
kognitiven Behinderung erzählt. Ja, die erfolgreiche Le-
bensgeschichte, weil er seine Potenziale nutzen konnte 
und dabei die entsprechende Unterstützung hatte.

Was im Film spielerisch, ja quasi federleicht erscheint, 
nämlich die berufliche Inklusion von Menschen mit Be-
hinderung, bedarf in der Realität gewisser Anstrengun-
gen und stößt auf nicht unwesentliche Hindernisse und 
Schwierigkeiten. Zum Beispiel vergehen oft Wochen, bis 
geklärt ist, welche Träger für die Finanzierung von Ar-
beitsplatzausstattung und Assistenzen zuständig sind, 
und dies, obwohl wir als Gesetzgeber im Bereich inklu-
siver Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren viele 
Dinge vorangebracht haben und fraktionsübergreifend 
ähnliche Ziele verfolgen.

Dennoch bedarf es weiterer Verbesserungen. Zum ei-
nen braucht es eine bessere Unterstützung von Arbeitneh-
mern mit Behinderung, damit diese sich entsprechend 
ihren Stärken und Fähigkeiten am ersten Arbeitsmarkt 
etablieren können. Zum anderen bedarf es mehr Koope-
ration, mehr Ansprache der Arbeitgeber, mehr Verzah-
nung der Förderinstrumente und einer Stärkung der digi-
talen Teilhabemöglichkeiten. In der vergangenen 
Legislaturperiode haben wir hierzu die Einrichtung ein-
heitlicher Ansprechstellen für Arbeitgeber beschlossen.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Gemeinsam!)

Ziel der trägerübergreifenden Lotsen ist es, Fördermög-
lichkeiten der Beschäftigung von Menschen mit Behin-
derungen aufzuzeigen. Damit besagte Ansprechstellen 
zeitnah aktiv werden können, braucht es aber eine kon-
krete Zeitplanung und eine gute Umsetzungsstrategie.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich denke aber auch an Rechtssicherheit für Inklusi-
onsbetriebe, zum Beispiel bei der Anwendung des er-
mäßigten Umsatzsteuersatzes für ihre Dienstleistungen 
und Produkte, bei der Inanspruchnahme von Wirtschafts-
hilfen, bei der bevorzugten Vergabe an diese Unterneh-
men durch öffentliche Auftraggeber und bei der notwen-
dig werdenden Angleichung beim Nachteilsausgleich 
aufgrund der anstehenden Erhöhung des Mindestlohns 
auf 12 Euro. In der öffentlichen Anhörung hat die BAG 
Inklusionsfirmen diese Vorschläge aus unserem Antrag 
ausdrücklich begrüßt. Denn es läuft noch nicht alles über-
all so gut wie zum Beispiel hier mitten in Berlin im neuen 
Berliner Humboldt Forum, wo das Inklusionsunterneh-
men Lebenswelten in einem europaweiten Verfahren die 
Ausschreibung für den dortigen Gastronomiebetrieb ge-
wonnen hat.

Zudem gilt es, beim Budget für Arbeit und beim Bud-
get für Ausbildung die Anwendungsmöglichkeiten zu er-
weitern und die Antragstellung zu erleichtern und weitere 
Brücken wie die von uns vorgeschlagenen Außenausbil-
dungsplätze zu bauen, damit Werkstattbeschäftigte den 
Weg auf den ersten Arbeitsmarkt finden.

Mit Blick auf die Werkstattbeschäftigten, die es nicht 
auf den ersten Arbeitsmarkt schaffen, brauchen wir aber 
auch die Verbesserung der Einkommenssituation aller 
Werkstattbeschäftigten, indem das Arbeitsförderungs-
geld und nicht der Grundbetrag mit dem Ausbildungsgeld 
steigt und nicht mehr gedeckelt wird.

Schließlich: Die Digitalisierung darf vor Menschen mit 
Behinderungen nicht haltmachen und muss als Chance 
verstanden werden, damit Menschen mit Behinderung 
noch besser auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß fassen 
können. Wir brauchen daher Förderprogramme für bar-
rierefreie digitale Kompetenzen und die entsprechende 
Infrastruktur am ersten Arbeitsmarkt und in außerbetrieb-
lichen Bildungseinrichtungen.

Unsere Vorschläge im Antrag „Potentiale nutzen – In-
klusive Arbeitswelt stärken“ erhielten von den Sachver-
ständigen in der öffentlichen Anhörung überaus positive 
Bewertungen. Unsere Vorschläge bieten eine gute 
Grundlage, die Situation von Menschen mit Behinderung 
auf dem ersten Arbeitsmarkt zu verbessern. Denn es ist 
für unsere Gesellschaft insgesamt wichtig, dass wir die 
Potenziale der Menschen mit Behinderung nutzen,

(Beifall bei der CDU/CSU)

so wie Forrest Gump seine Potenziale nutzen konnte, 
damit die Menschen mit Behinderung nicht nur mitten 
in Berlin – Stichwort „Humboldt Forum“ – mitten in 
der Gesellschaft stehen, sondern in ganz Deutschland. 
Wir werben daher um Ihre Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ganz herzlichen Dank. – Es folgt für Bündnis 90/Die 

Grünen die Kollegin Corinna Rüffer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich danke. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe De-

mokratinnen und Demokraten! Sehr häufig haben Abge-
ordnete und auch Regierungsvertreter von dieser Stelle 
aus betont, dass die oberste Prämisse, würde ich sagen, 
der UN-Behindertenrechtskonvention „Nichts über uns 
ohne uns!“ in diesem Land gilt. Gleichzeitig haben wir 
sehr häufig erlebt, dass die Praxis des Regierungshan-
delns dem nicht entsprach. Fristen für die Abgabe von 
Stellungnahmen zu komplexen Gesetzentwürfen lagen 
manchmal bei wenigen Tagen. Das ist für alle Verbände 
und für alle, die zur Stellungnahme aufgerufen sind, na-
türlich eine Zumutung. Aber kleine Selbstvertretungs-
organisationen behinderter Menschen, die in der Regel 
wesentlich auf ehrenamtliches Engagement angewiesen 
sind, haben unter diesen Bedingungen kaum eine Chance, 
ihre Expertise ernsthaft einzubringen.

Wie gravierend das sein kann, sehen wir gerade im 
aktuellen Drama um die vom Bundesverfassungsgericht 
geforderte Gesetzgebung zur sogenannten Triage, für den 
Fall also, dass zum Beispiel pandemiebedingt die über-
lebensnotwendigen intensivmedizinischen Ressourcen 
nicht mehr für alle ausreichen und entschieden werden 
muss – ich bitte um Aufmerksamkeit! –, wer überleben 
darf und wer sterben muss.
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Ich glaube nicht, dass irgendein Minister oder irgend-
eine Ministerin dieses Kabinetts ernsthaft auf die Idee 
einer Ex-post-Triage gekommen wäre; das heißt, jeder-
zeit könnte jemandem der Stecker gezogen werden, wenn 
einer anderer kommt, dessen Überlebenswahrscheinlich-
keit besser eingeschätzt wird. Totschlag per Gesetz, 
könnte man sagen. Ich glaube nicht, dass irgendjemand 
diese Erwägung ernsthaft angestellt hätte,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sagen Sie das 
Herrn Lauterbach!)

wenn man die Beschwerdeführer/-innen und ihre Selbst-
vertretungen von Anfang an in einen ernsthaften Betei-
ligungsprozess miteinbezogen hätte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN und des Abg. Hubert Hüppe 
[CDU/CSU])

Stattdessen hat man diese gesellschaftlich so unglaublich 
relevante Debatte von Anfang an gesundheitspolitisch 
verengt und sie wesentlich von denjenigen steuern lassen, 
die die Verfassungsbeschwerde ursprünglich verursacht 
haben: privaten medizinischen Fachgesellschaften näm-
lich.

Sie erahnen: Wir finden das Anliegen der Fraktion Die 
Linke absolut richtig. Ihre Forderungen sind aber im We-
sentlichen im Koalitionsvertrag verankert, und wir 
hoffen, dass wir zusammen an einer wirklichen Partizi-
pation behinderter Menschen im Gesetzgebungsverfah-
ren und darüber hinaus arbeiten werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Matthias W. Birkwald 
[DIE LINKE])

Und jetzt zum Antrag der Union. Ich halte echt gar 
nichts davon, irgendwie darüber zu lamentieren, ob Sie 
in 16 Jahren Regierungszeit nicht ausreichend Zeit ge-
habt hätten, all das umzusetzen, was Sie heute und auch 
beim letzten Mal an guten Dingen vorgelegt haben. Und 
darauf kommt es ja an: dass die Dinge, die in so einem 
Antrag stehen, gute Dinge sind. Wenn wir die inklusive 
Gesellschaft voranbringen wollen – und ich lese Ihren 
Antrag so –, brauchen wir alle Kräfte in diesem Land; 
denn es ist eine Mammutaufgabe, die wir vor uns haben. 
Da können wir auch auf die Unionsfraktion nicht ver-
zichten. Deswegen herzlichen Dank an Hubert Hüppe, 
Herrn Oellers und alle anderen für diesen Antrag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

In den letzten Jahren jagte eine akute Krise die nächste: 
die Klimakrise, die Pandemie, der Angriffskrieg auf die 
Ukraine. Und wir werden diese großen Herausforderun-
gen unserer Zeit auf Dauer nur dann meistern können, 
wenn wir alle Menschen mitnehmen und nicht zulassen, 
dass Gruppen gegeneinander in Stellung gebracht wer-
den.

Die Entwicklung eines inklusiven Arbeitsmarktes, 
auch und gerade angesichts des demografischen Wandels, 
ist dabei enorm bedeutsam; denn es geht darum, unsere 

Arbeitswelt so zu gestalten, dass immer mehr älter wer-
dende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gesund 
bleiben. Wir können und wollen auf sie nicht verzichten. 
Deshalb ist es notwendig, das betriebliche Einglie-
derungsmanagement, wie im Koalitionsvertrag vorgese-
hen, verbindlicher zu regeln, Prävention, Rehabilitation 
und Teilhabeleistungen viel stärker auf den Arbeitsmarkt 
auszurichten. Und es ist notwendig, die Schwerbehinder-
tenvertretung als ganz wichtige Ressource in den Betrie-
ben endlich zu stärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der FDP 
und der LINKEN)

Sie sehen: Unser Thema reicht weit über den Antrag 
der Union hinaus. In der ersten Beratung zu Ihrem Antrag 
habe ich ausgeführt, dass entgegen den gesetzlich binden-
den Vorgaben der Behindertenrechtskonvention immer 
mehr Menschen auf Sonderwelten wie Werkstätten für 
behinderte Menschen verwiesen werden. Viele von ihnen 
wünschen sich das nicht; sie wünschen sich etwas ande-
res. Neulich, irgendwo in Deutschland, berichtete mir 
eine Mutter – ich zitiere –:

Meine Tochter arbeitet bereits seit über 20 Jahren in 
einer Behindertenwerkstatt. Ich zwischenzeitlich 
auch – aufgrund einer psychischen Erkrankung. 
Sie sagt, sie möchte auf dem allgemeinen Arbeits-
markt beschäftigt sein. Aber sie weiß, sie kann es 
nicht.

Und die nächste Rednerin:

Natürlich möchte ich außerhalb der Werkstatt arbei-
ten. Aber bin ich denn einem Arbeitgeber zuzumu-
ten?

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, wenn Sie das hören, 
dass ein Mensch befürchtet, anderen Menschen nicht zu-
zumuten zu sein. Ich finde, das muss uns alle wütend 
machen. Wir müssen dieser Person zurufen: Du musst 
so nicht empfinden! Du hast ein Recht auf inklusive Ar-
beit! – Das muss dieses Parlament all diesen betroffenen 
Personen zurufen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU und der LINKEN)

Wir haben alle Möglichkeiten, Regelungen zu finden, 
nicht Maßnahmen von der Stange anzubieten, weg-
zukommen von der Ausschreiberitis hin zu Personenzen-
trierung, uns an den guten Beispielen der Inklusions-
betriebe zu orientieren, die es landauf, landab gibt, und 
es einfach zu machen. Das wäre die Aufgabe dieser Zeit, 
eine wichtige Aufgabe, einen inklusiven Arbeitsmarkt, 
eine inklusive Gesellschaft voranzutreiben.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der LINKEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die AfD-Fraktion folgt der Abgeordnete René 

Springer.
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